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Bonn, den 7, Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Detergentien. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Detergentien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in der Erwägung, daß die Rechtsvorschriften zur 
Gewährleistung der biologischen Abbaubarkeit syn- 
thetischer anionaktiver Detergentien in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten verschieden sind, was eine Be- 
hinderung des Warenverkehrs zur Folge hat, 

in der Erwägung, daß in dem am 16. Februar 1971 
in Kraft getretenen „Europäischen Abkommen zur 
Beschränkung der Verwendung bestimmter Deter- 
gentien in Wasch- und Reinigungsmitteln" die Unter- 
zeichnerstaaten sich verpflichtet haben, die nach dem 
Stand der Technik wirksamsten Maßnahmen - — ge- 
gebenenfalls auf dem Rechtswege — zu ergreifen, 
um zu gewährleisten, daß Wasch- und Reinigungs- 
mittel, die ein oder mehrere synthetische Detergen- 
tien enthalten, nur unter der Voraussetzung auf den 
Markt gebracht werden, daß die in dem betreffenden 
Erzeugnis enthaltenen Detergentien insgesamt zu 
mindestens 80 Vo biologisch abbaubar sind, 

in Anbetracht des steigenden Verbrauchs an De- 
tergentien und ihres Einflusses auf die Verunreini- 
gung der natürlichen Umgebung im allgemeinen und 
auf die Verunreinigung der Gewässer im besonde- 
ren, 

in der Erwägung, daß die Detergentien zur Ver- 
unreinigung der Gewässer beitragen, da sie große 
Schaummengen bilden, die den Kontakt zwischen 
Wasser und Luft verringern, die Saiierstoffaufnahme 
des Wassers erschweren und die Schiffahrt behin- 
dern, die ferner die für das Leben der Wasserflora 
erforderliche Photosynthese beeinträchtigen, einen 
ungünstigen Einfluß auf die verschiedenen Phasen 
der Abwässerreinigungsprozesse haben, die Abwas- 
serkläranlagen beschädigen und wegen einer mög- 
lichen Übertragung von Bakterien und Viren eine 
indirekte mikrobiologische Gefahr darstellen, 

in der Erwägung, daß beim derzeitigen Stand des 
Wissens nur Methoden zur Bestimmung der biolo- 
gischen Abbaubarkeit anionaktiver Tenside verfüg- 
bar sind, und daß daher die Bestimmungen der Richt- 
linie zwar auf die vier Kategorien von Detergentien 
— anionaktive, kationaktive, ampholytische und 
nicht ionisierende Detergentien — abzielen, aber 


namentlich für anionaktive Detergentien gelten so- 
wie daß weitere Richtlinien folgen können, sobald 
Methoden für die übrigen Kategorien entwickelt 
sind, 

in der Erwägung, daß die Mitgliedstaaten in der 
Lage sein müssen, die Übereinstimmung der auf den 
Markt gebrachten oder verwendeten anionaktiven 
Detergentien mit den Vorschriften der Richtlinie zu 
überprüfen und daß es daher zweckdienlich ist, auf 
die bereits in einigen Mitgliedstaaten angewandten 
Methoden zur Messung der biologischen Abbau- 
barkeit anionaktiver Tenside Bezug zu nehmen, daß 
aber im Streitfälle die Überprüfung der biologischen 
Abbaubarkeit nach einer gemeinsamen Referenz- 
methode durchgeführt werden muß, die in Anlage I 
der Richtlinie aufgeführt ist, 

in der Erwägung, daß der technische Fortschritt 
eine rasche Anpassung der in der Richtlinie genann- 
ten nationalen Methoden sowie der in der Anlage I 
aufgeführten Referenzmethode erforderlich macht 
und daß zur leichteren Anwendung der hierfür er- 
forderlichen Maßnahmen ein Verfahren für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission im Rahmen des „Ausschusses 
für die Anpassung der Richtlinien über die Beseiti- 
gung der technischen Handelshemmnisse bei Deter- 
gentien an den technischen Fortschritt" vorzusehen 
ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Detergent im Sinne dieser Richtlinie gilt jedes 
Erzeugnis, dessen praktische Zusammensetzung spe- 
ziell auf das Zusammenwirken von Reinigungsvor- 
gängen abgestellt ist und das außer den Hauptbe- 
standteilen (oberflächenaktive Substanzen) im all- 
gemeinen ergänzende Bestandteile, Zusatzstoffe, 
Stellmittel, Streckmittel, Beimengungen und andere 
Nebenbestandteile enthält. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen, die die 
biologische Abbaubarkeit oberflächenaktiver Reini- 
gungsmittel betreffen, die Vermarktung und die 
Verwendung von Detergentien nicht untersagen 
oder behindern, wenn die biologische Abbaubarkeit 
der darin enthaltenen oberflächenaktiven Substan- 
zen für jede der folgenden Kategorien mindestens 
80 Vo beträgt: anionaktive, kationaktive, ampholy- 
tische und nicht ionisierende Substanzen, 
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Artikel 3 

1. Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß ein Detergent 
die im Artikel 2 vorgesehene biologische Abbau- 
barkeit der oberflächenaktiven Substanzen von 80 ^/o 
nicht erreicht, so kann er dessen Vermarktung und 
Verwendung auf seinem Hoheitsgebiet untersagen. 

2. Erläßt er ein Handelsverbot, so unterrichtet er 
hiervon den Mitgliedstaat, aus dem das Erzeugnis 
stammt, und die Kommission unverzüglich unter An- 
gabe der Entscheidungsgründe und der Einzelheiten 
der in Anwendimg des vorhergehenden Absatzes 
durchgeführten Kontrollen. 

Wenn dieser Mitgliedstaat die Entscheidung an- 
ficht, führt die Kommission unverzüglich eine Kon- 
sultation der beiden beteiligten Mitgliedstaaten so- 
wie gegebenenfalls der anderen Mitgliedstaaten 
durch. 

Ist innerhalb von zwei Monaten nach Unterrich- 
tung gemäß Absatz 2 Satz 1, kein Einvernehmen 
erzielt worden, so holt die Kommission das Gut- 
achten eines der in Artikel 6 erwähnten Laborato- 
rien ein, wobei jedoch die Laboratorien, die im 
Sinne des genannten Artikels von den beiden be- 
teiligten Mitgliedstaaten mitgeteilt worden sind, 
ausgeschlossen bleiben. 

Dies Gutachten wird bei den anionaktiven Ten- 
siden nach der Referenzmethode durchgeführt, d. h. 
nach dem „Bestätigungstest" der OECD, der in An- 
lage I dieser Richtlinie übernommen ist. 

Die Kommission teilt das Gutachten des Labora- 
toriums den beteiligten Mitgliedstaaten mit, die der 
Kommission binnen einem Monat ihre Bemerkungen 
hierzu übermitteln können. Zu gleicher Zeit kann 
die Kommission die etwaigen Bemerkungen der be- 
teiligten Parteien zu dem eingeholten Gutachten an- 
hören. 

Nach Anhörung dieser Bemerkungen erstellt die 
Kommission gegebenenfalls geeignete Empfehlun- 
gen. 

3. Wenn die gemäß Absatz 1 durchgeführte Analy- 
se eine biologische Abbaubarkeit zwischen 75 und 
80 ®/o ergibt, kann das Handelsverbot erst sechs Mo- 
nate nach der in Absatz 2 vorgesehenen Unterrich- 
tung in Kraft treten. 

Artikel 4 

Bei den anionaktiven Detergentien muß die biolo- 
gische Abbaubarkeit im Sinne von Artikel 3 Ab- 
satz 1 nach einer der folgenden Methoden festge- 
stellt werden: 

— in Frankreich geltende Methode, gebilligt durch 
Erlaß vom 11. Dezember 1970, der im Journal 
Officiel de la France Nr. 3 vom 5. Januar 1971 
veröffentlicht worden ist und Experimentalnorm 
T 73 — 260, Februar 71, herausgegeben von 
AFNOR; 

— in Deutschland geltende Methode, gebilligt durch 
Verordnung über die Abbaubarkeit von Deter- 
gentien in Wasch- und Reinigungsmitteln vom 

1. Dezember 1962, die im Bundesgesetzblatt 


Nr. 49 vom 12. Dezember 1962 veröffentlich wor- 
ist; 

— OECD-Methode, veröffentlich im technischen Be- 
richt vom 29. Dezember 1970 über die Bestim- 
mung der biologischen Abbaubarkeit synthe- 
tischer anionaktiver Detergentien. 


Artikel 5 

1. Auf den Packungen, in denen die Detergentien 
dem Verbraucher angeboten werden, müssen leser- 
lich, deutlich und unverwischbar folgende Angaben 
angebracht sein: 

a) Benennung des Erzeugnisses, 

b) Name bzw. Firmenbezeichnung oder Schutzmarke 
dessen, der für die Vermarktung verantwortlich 
ist, 

c) Angabe, daß das Detergent den Bestimmungen 
dieser Richtlinie entspricht. Diese Angabe kann 
mittels eines Symbols gemäß t Anlage II dieser 
Richtlinie erfolgen. 

Die gleichen Angaben müssen in den Begleitpapie- 
ren von lose beförderten Detergentien enthalten 
sein. 

2. Die Mitgliedstaaten können die Vermarktung 
von Detergentien auf ihrem Hoheitsgebiet davon ab- 
hängig machen, daß die Etikettierung in ihren Lan- 
dessprachen abgefaßt ist. 


Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission spätestens drei Monate 
nach Bekanntmachung dieser Richtlinie mit, welches 
Laboratorium bzw. welche Laboratorien befugt sind, 
die Kontrollen nach der Referenzmethode gemäß Ar- 
tikel 3 Absatz 2 durchzuführen. 


Artikel 7 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinien über die Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse bei Detergentien an den tech- 
nischen Fortschritt — im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt — eingesetzt, der aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten besteht und in dem ein Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

3. Die Kommission führt nach dem in Artikel 8 
vorgesehenen Verfahren die Anpassung an den 
technischen Fortschritt der in Artikel 4 aufgeführten 
Meßmethoden in Verbindung mit der Anlage 1 die- 
ser Richtlinie durch. 


Artikel 8 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
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den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission legt dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach 
der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von 12 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen werden. 

Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. 


c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission erlassen. 


Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen sechs Monaten nach ihrer 
Bekanntgabe nachzukommen, und setzen die Kom- 
mission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, 
die sie auf dem unter diese Richlinie fallenden Ge- 
biet erlassen, mitgeteilt werden. 


Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage I 


KAPITEL 1 

Referenzmethoden 

1.1. Erforderliche Ausrüstung 

Das Meßverfahren stützt sich auf die Verwendung 
einer Belebtschlammanlage nach dem Schema der 
Abbildung 1 mit ausführlicher Beschreibung nach 
Abbildung 2. 

Die Ausrüstung besteht aus einem Vorratsgefäß A 
für die synthetischen Abwässer, einer Zumeßpumpe 
B, einem Belüftungsgefäß C, einem Absatzgefäß D, 
einer Druckluftpumpe E für die Belebtschlammum- 
wälzung und einem Sammelgefäß F für das ablau- 
fende behandelte Abwasser. 

Die Gefäße A und F müssen aus Glas oder durch- 
sichtigem, geeignetem Kunststoff bestehen und min- 
destens 24 Liter fassen. Die Pumpe muß einen gleich- 
mäßigen Zufluß des synthetischen Abwassers zum 
Belüftungsgefäß gewährleisten. Im normalen Betrieb 
muß dieses Gefäß 3 Liter Gemisch fassen können. 
Ein Glasinterfilter G zur Belüftung ist im Gefäß C 
in der Spitze des konisch geformten Gefäßbodens 
aufgehängt. Die durch das Sinterfilter eingeblasene 
Luftmenge muß mit einem Mengenmeßgerät gemes- 
sen werden. 

1.2. Synthetisches Abwasser 

Zur Durchführung des Tests ist ein synthetisches 
Abwasser zu verwenden, das durch Herstellung von 
24 Litern (Tagesmenge) einer Lösung gewonnen 
wird, die je Liter Trinkwasser folgende Bestandteile 
enthält: 

160 mg Pepton 
110 mg Fleischextrakt 
30 mg Farbstoff 
7 mg Kochsalz 
4 mg Kalziumchlorid, 2 H 2 O 
2 mg Magnesiumsulfat, 7 HgO 
20 ± 2 mg MBAS 

Man extrahiert das MBAS aus dem zu prüfenden 
Produkt mit Hilfe der in Kapitel 2 (2.1.2.) angegebe- 
nen Methode. Das synthetische Abwasser wird täg- 
lich hergestellt. 

1.3. Herstellung der Analysenproben 

1.3.1. Die Ausgangsstoffe enthalten nur solche 
MBAS, die unverändert getestet werden 
können. Der Gehalt an MBAS muß zur Her- 
stellung der Versuchslösung (M) bestimmt 
werden. 

1.3.2. Bei zusammengesetzten Reinigungsmitteln 
wird der Gehalt an MBAS und an Seife 
ermittelt. Es wird eine alkoholische Extrak- 


tion unter folgenden Bedingungen vorge- 
nommen: 

1.3. 2.1. Extraktion init Isoipiopanui, wenn der Ge- 
halt an Seife niedriger ist als der Gehalt an 
MBAS (siehe Kapitel 2). 

1.3. 2. 2. Extraktion mit Isopropanol und Beseitigung 
der Seife, wenn die Probe mehr Seife als 
MBAS enthält (siehe Kapitel 2). 

Die Extrakte werden getrocknet und ihr Gehalt an 
MBAS zur Herstellung der Lösungen (M) ermittelt. 

1.4. Betrieb der Meßanordnung 

Vor Beginn der Prüfung sind das Belüftungsgefäß C 
und das Absetzgefäß D mit synthetischem Abwasser 
zu füllen. Das Absetzgefäß D ist so hoch zu befesti- 
gen, daß das Belüftungsgefäß C drei Liter aufnimmt. 
Dann sind die Luftzufuhr, die Druckluftpumpe E und 
die Dosiereinrichtung B einzuschalten. Der Zulauf 
des synthetischen Abwassers in das Belüftungs- 
gefäß C muß 1 Liter je Stunde betragen, was einer 
Retentionszeit von etwa 3 Stunden entspricht. 

Die Luftzufuhr ist so einzustellen, daß der Inhalt 
des Belüftungsgefäßes C ständig in Suspension ver- 
bleibt und ein Mindestgehalt an gelöstem Sauer- 
stoff von 2 mg je Liter aufrechterhalten wird. 
Schaumbildung ist durch geeignete Mittel zu ver- 
hindern; jedoch dürfen keine Entschäumer verwen- 
det werden, die eine hemmende Wirkung auf den 
Belebtschlamm ausüben oder MBAS enthalten. Die 
Pumpe E muß so eingestellt sein, daß stets ein 
gleichmäßiger Rücklauf von Belebtschlamm aus dem 
Absetzgefäß D zum Belüftungsgefäß C erfolgt; der 
im oberen Teil des Belüftungsgefäßes C, im Grunde 
des Absetzgefäßes D oder in der Umwälzleitung 
sich ansammelnde Schlamm muß mindestens einmal 
täglich durch Bürsten oder durch andere geeignete 
Mittel in Umlauf gesetzt werden. Setzt sich kein 
Schlamm ab, so kann die Dichte durch erforder- 
lichenfalls wiederholte Zugabe einer 5 Voigen Eisen- 
chloridlösung in Portionen von 2 ml erhöht werden. 

Das aus dem Absetzgefäß D abfließende Wasser ist 
in dem Sammelgefäß F während 24 Stunden aufzu- 
fangen; nach Ablauf dieser Zeit ist nach gründ- 
lichem Durchmischen eine Probe zu entnehmen. 

Das Sammelgefäß F ist gründlich zu reinigen. 

1.5. Überwachung der Meßanordnung 

Der Gehalt des synthetischen Abwassers an MBAS 
in mg/Liter wird unmittelbar vor dem Gebrauch 
titriert. 

Der Gehalt des in Sammelgefäß F während 24 Stun- 
den aufgefangenen Wassers an MBAS in mg/Liter 
ist analytisch nach der gleichen Methode möglichst 
unmittelbar nach der Entnahme zu bestimmen. Die 
Konzentration ist auf 0,1 mg MBAS/Liter genau zu 
bestimmen. 
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Zur Überwachung des einwandfreien Betriebs der 
Meßanordnung ist zweimal wöchentlich die COD des 
synthetischen Abwassers im Vorratgefäß A und des 
im Sammelgefäß F aufgefangenen Wassers zu be- 
stimmen, und zwar nach erfolgter Filtration. Die 
Verringerung der COD wird in Vo ausgedrückt. 

Nach Erreichen eines etwa gleichbleibenden Ab- 
baus der MB AS je Tag, d. h. nach Ende der Ein- 
arbeitungszeit gemäß Abbildung 4, muß die Ver- 
ringerung des COD Stetigkeit aufweisen. 

Der Anteil an Belebtschlammtrockensubstanz in 
g/Liter im Belüftungsgefäß C ist zweimal wöchent- 
lich zu ermitteln. Ist er größer als 2,5 g/Liter, so ist 
der Uberschuß an Belebtschlamm zu entfernen. 

Der Test wird bei Raumtemperatur durchgeführt; die 
Temperatur muß gleichmäßig sein und darf weder 
unter 18^ C fallen noch 30° C übersteigen. 

1.6. Berechnung der Abbaubarkeit 

Der Abbau der MBAS in Vo ist täglich aus dem Ge- 
halt an MBAS in mg/Liter des synthetischen Abwas- 
sers und des im Sammelgefäß F aufgefangenen Was- 
sers zu errechnen. 

Die errechneten Abbauwerte sind entsprechend Ab- 
bildung 3 (Anmerkung 1.7.2.) graphisch darzustellen. 

Die Abbaubarkeit ist zu errechnen als das arithme- 
tische Mittel aus den Abbauwerten, die sich nach 
dem Ende der Einarbeitungszeit an 21 aufeinander- 
folgenden Tagen mit etwa gleichbleibenden Abbau- 
werten und störungsfreiem Betrieb der Meßanord- 
nung ergeben. In keinem Fall darf die Einarbei- 
tungszeit 6 Wochen überschreiten. 

1.7. Anmerkungen 

1.7.1. In manchen Rechtsvorschriften wird der Sei- 
fengehalt in die Berechnung der biologischen 
Abbaubarkeit einbezogen. 

1.7.2. In gewissen Fällen kann die Häufigkeit der 
Entnahmen auf eine Analysenprobe alle 2 
oder 3 Tage verringert werden. Zur Berech- 
nung des Mittelwertes werden jedoch die 
Ergebnisse von mindestens 14täglichen Ent- 
nahmen zugrunde gelegt, die über den in Ab- 
satz 1.6. erwähnten Zeitraum von 21 Tagen 
verteilt werden. 

KAPITEL 2 

Vorbehandlung des Analysenmaterials 

2.1. Alkoholische Extraktion 

Zweck der Extraktion ist die Entfernung unlöslicher 
und anorganischer Bestandteile der Proben, die den 
biologischen Test gegebenenfalls stören können. 

Es ist weder eine rückstandlose Beseitigung dieser 
Bestandteile notwendig, noch eine rückstandlose 
Übertragung der zu extrahierenden Wirkstoffe. Es 


ist jedoch darauf zu achten, daß im Extrakt wenig- 
stens 90 Vo der im Waschmittel enthaltenen Sub- 
stanzen vorhanden sind, die mit Methylenblau rea- 
gieren. 

Für die Extraktion können zwei Methoden verwen- 
det werden, nämlich mit Äthanol oder mit Isopropa- 
nol. Die Isopropanol-Methode eignet sich besonders 
für die Extraktion bedeutender Mengen, wie sie für 
den Bestätigungstest benötigt werden. 

2.1.1. Extraktion mit Äthanol 

2. 1 . 1 . 1 . V orbereitung der Probe 

(i) Pulverförmige Waschmittel 

Es wird eine repräsentative Probe von etwa 
250 g vorbereitet, und zwar entweder durch 
Aufkegeln und Vierteln oder nach der Methode 
der ISO-Empfehlung Nr. 607. 

Die Probe wird in eine Messermühle nach Art 
der Haushaltgeräte gegeben und so zerkleinert, 
daß die Korngröße des erhaltenen Pulvers nicht 
größer ist als 200 Micron. 

Das Pulver wird gründlich gemischt und aufbe- 
wahrt. 

(ii) Flüssige Waschmittel 

Man wägt 40 g des zuvor homogenisierten Mit- 
tels auf 0,1 g genau und gibt sie in den unter 

2. 1.1. 2. (iii) erwähnten Kolben. 

50 ml Äthanol zugeben (2. 1.1. 2.) (ii) und im 
Wasserbad bis zur Trockne eindampfen, wobei 
die Dämpfe mit schwachem Unterdrück abge- 
saugt werden, bis die Ergebnisse zweier auf- 
einanderfolgender Wägungen um nicht mehr 
als 0,1 g abweichen. Die Einwaagen können mit 
jeder geeigneten Präzisionswaage, deren Ge- 
nauigkeit 0,01 g beträgt, vorgenommen werden. 

2. 1.1. 2. Herstellung der Äthanol-Stammlösung 

(i) Prinzip: 

Äthanolextrakt einer ausreichenden Menge 
Waschmittel zur Bestimmung der Seife und an- 
derer anionaktiver Substanzen, sowie für die 
biologischen Versuche. 

(ii) Reagenz: 

Äthanol 95—96 «/o 

(iii) Apparatur: 

Normales Laborgerät, insbesondere: 

Rundkolben 1 Liter mit Schliffansatz 29 — 32, 
gerader Rückkühler 400 mm mit Schliffansatz 
29—32 

Glassinterfilter, Porosität 10 — 20 Micron (Nr. 4) 
Maßkolben 1 Liter 

2.1. 1.3. Analysengang 

Man gibt 40± 1 g Waschmittel (2. 1.1.1.) (i) in den 
1 -Liter-Kolben, oder man nimmt den Kolben mit dem 
hergestellten Trockenextrakt nach 2. 1.1.1. (ii). Dabei 
ist E das Gewicht der Probe in Gramm. 
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500 ml Äthanol (5. 1.1. 2.) (ii) zugeben, Kühler am 
schließen, dann 15 Minuten mit Rückflußkühlung 
kochen, die abgesetzte Schicht über Glasinterfilter 
mit schwachem Unterdrück und in der Wärme fil- 
trieren. Wiederholung der Operation zweimal mit 
dem Rückstand des Kolbens, wobei jedesmal 
200 ml Äthanol zugegeben werden. Die Extrakte und 
die Waschlösung werden quantitativ im Maßkolben 
vereinigt. Mit Äthanol auf 1 Liter auffüllen und 
homogenisieren. 

2.1.2. Extraktion mit Isopropanol 

Die erforderliche Menge wird aus dem Gehalt des 
Waschmittels an MBAS so berechnet, daß man einen 
Extrakt von 50 g erhält, der für zwei Bestätigungs- 
tests ausreicht. 

2.1.2. 1. Apparatur 

Je nach dem Umfang der hergestellten Lösung wer- 
den benötigt: 

Gefäße von 3 bis 25 Liter Fassungsraum, beispiels- 
weise Weithalskolben oder emaillierte Gefäße, 

Flügelradmühlen oder Kugelmühlen, 

Büchner-Filtertrichter bis zu einem Druchmesser von 
30 cm, 

Vakuumflaschen bis 20 1 Fassungsraum, 
Absetzgefäße bis 20 1 Fassungsraum, 

Destillierkolben bis 10 1 Fassungsraum, 
Sammelgefäße bis 10 1 Fassungsraum, 
Porzellankapseln von etwa 20 cm Durchmesser, 
Destillierkolonne, Kühler, Wasserbad. 

2. 1.2. 2. Reagenzien 

Destilliertes Wasser oder Wasser von gleicher Rein- 
heit, 

Isopropanol, rein, 

Kaliumkarbonat (KsCOs), chemisch rein, 
Kaliumhydroxyd (KOH), 10^/oige Lösung, 
Natriumsulfit (NA2SO3), rein, wasserfrei. 

2. 1.2.3. Analysengang 

(i) Vorbehandlung 

Feste Waschmittel: in destilliertem Wasser auf- 
lösen (2. 1.2. 4.) (i) und zur Zerstörung der Korn- 
struktur anteigen (10 Minuten schütteln). Für 
100 g Wasser verwendet man 60 g Kalium- 
karbonat und schüttelt bis zur völligen Auf- 
lösung (10 Minuten). 

Flüssige oder pastenförmige Waschmittel: 
Grundsätzlich gleiche Vorbehandlung wie bei 
festen Waschmitteln. Der im Wasserbad destil- 
lierbare flüssige Teil, der im Vorversuch mit 
10 g Waschmittel bestimmt wird, ist als Wasser- 
gehalt anzusehen, auch wenn er noch flüchtige 
organische Lösungsmittel enthält. Die Probe ist 
im Verhältnis des gefundenen Wassergehalts 
mit Kaliumkarbonat zu versetzen. 


Saure Waschmittel: Die Suspensionen bzw. 
wäßrigen Lösungen werden durch eine lOVoige 
Kaliumhydroxydlösung vor Zugabe des Kalium- 
karbonats neutralisiert. 

Waschmittel, die aktives Chlor enthalten: Das 
Clor wird durch Zugabe von Natriumsulfit zur 
Suspension oder zur Lösung vor Neutralisierung 
zerstört. Ein etwaiger Überschuß ist bedeutungs- 
los. 

(ii) Extraktion 

Danach wird das Isopropanol zugegeben und das 
Ganze 30 Minuten lang geschüttelt. Anschlie- 
ßend wird die Mischung unter Vakuum filtriert, 
der Rückstand mehrmals über Büchner-Trichter 
mit kleinen Mengen Isopropanol ausgewaschen. 
Das Filtrat, das sich auf jeden Fall in der 
Vakuumflasche in zwei Schichten trennen muß, 
wird in ein Dekantierglas gegeben. Mit Isopro- 
panol nachspülen. Die untere, wäßrige Schicht 
abziehen und verwerfen. Die obere alkoholische 
Schicht über Faltenfilter filtrieren und in einen 
Destillierkolben geben. Das Isopropanol (2. 1.2.4.) 

(iii) im Wasserbad so vollständig wie möglich 
destillieren. Den Destillationsrückstand quanti- 
tativ in eine Porzellanschale geben und mit Iso- 
propanol nachspülen. Den Inhalt der Kapsel im 
Wasserbad unter häufigem Schütteln einengen. 
Die Einengung ist beendet, wenn zwei mit ein- 
stündigem Zwischenraum durchgeführte Wägun- 
gen um weniger als 10 g voneinander ab wei- 
chen. Der Extrakt wird in warmem Wasser 
aufgelöst. Der Gehalt an MBAS dieser Lösung 
wird bestimmt. 


Zur Anwendung kommt folgende Formel: 


g MBAS in der Extraktlösung 

V 100 = o/n 

g MBAS in dem betreffenden 

MBAG- 

Waschmittel 

Gehalt 


der 


Extrak- 


tion 


2. 1.2.4. Anmerkungen 

Bei der Durchführung der Extraktion sind folgende 
Angaben zu berücksichtigen: 

(i) Wegen der Vielfalt der Wasch- und Reinigungs- 
mittel ist es unmöglich, ein bestimmtes Verhält- 
nis für die Mengen von Wasser zu Isopropanol 
für einen Versuch zahlenmäßig festzulegen. 
Erfahrungsgemäß ist bekannt, daß die erfor- 
derlichen Mengen in folgenden Proportionen 
schwanken: 

Wasch- und Reinigungs- Isopropanol; 

mittel: (Gewichtsmenge) men)' (Volumen) 

1 0,5—2 1—2,5 

Grundsätzlich bestehen jedoch keine oberen 
Grenzen für die Wasser- und die Isopropanol- 
menge. 

Je mehr sich die Masse in der Suspension zu- 
sammenballt, um so größer ist der Wasserbe- 
darf. Es muß so viel Wasser zugegeben werden. 
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bis jeder Bodensatz beim Schütteln verschwin- 
det. 

Die zweckmäßige Isopropanolmenge sollte nicht 
niedriger sein, als folgender Proportion ent- 
spricht; 

Wasch- und Reinigungsmittel/Isopropanol = 1/1. 
Größere Mengen Isopropanol sind erforderlich, 
wenn der Gehalt an MBAS der Handelsware 
10% weit überschreitet oder wenn man beim 
Schütteln eine schnelle Trennung der beiden 
Phasen feststellt. 

(ii) Das Wasser muß mit Kaliumkarbonat gesättigt 
sein. Ein geringfügiger Uberschuß dieses letzte- 
ren ist ohne Bedeutung. Ist die Konzentration 
an Kaliumkarbonat zu gering, so tritt entweder 
keine Trennung der Schichten ein, oder aber die 
Isopropanolphase enthält zuviel Wasser, wo- 
durch das Extraktionsvermögen herabgesetzt 
wird. 

(iii) Destilliertes Isopropanol enthält Wasser und 
kann mit Kaliumkarbonat gesättigt sein. Die sich 
trennende untere Schicht kann dann abgezogen 
werden. Das übrige Isopropanol kann für eine 
neue Extraktion wiederverwendet werden. De- 
stillationsprodukte, die sich aus der Verarbei- 
tung flüssiger Waschmittel ergeben und andere 
Lösungsmittel enthalten können, sind zu ver- 
werfen. 

2.2. Abtrennung der Seife aus dem Isopropanol- 
Extrakt 

Die Prüfung der biologischen Abbaubarkeit eines 
Wasch- und Reinigungsmittels kann selbst bei Ver- 
wendung von Isopropanol-Extrakten gefälscht wer- 
den. Die Kurven der biologischen Abbaukarkeit 
eines leicht abbaubaren Detergenz können zuweilen 
eine Ähnlichkeit mit denen eines schwer abbaubaren 
Waschmittels (TBS) aufweisen. In diesen Fällen ist 
es vor der Kontrolle der biologischen Abbaubarkeit 
der MBAG erforderlich, aus dem Isopropanol-Extrakt 
einen großen Teil der störenden Seife zu entfernen. 
Die folgende Vorschrift wurde vorgesehen, um aus 
dem Isopropanol-Extrakt große Mengen von Seife 
durch eine Laboratoriumsmethode zu entfernen. Der 
so erhaltene Extrakt ist ausschließlich für die Prü- 
fung der biologischen Abbaubarkeit der MBAS zu 
verwenden, nicht jedoch für andere analytische 
Trennungen und Bestimmungen. 

2.2.1. Prinzip 

Auflösung einer ausreichenden Menge Isopropanol- 
Extrakt im Methanol in der Weise, daß mindestens 


25 g MBAS zur Verfügung stehen. Ansäuern der 
Lösung mit Salzsäure zwecks Freisetzung der Fett- 
säuren der Seife. Zugabe von Wasser, bis man ein 
Verhältnis Methanol zu Wasser von 80 zu 20 erhält. 
Anschließend Extraktion der Fettsäuren mit Hexan. 
Das so erhaltene Extrakt wird verworfen. Erneute 
Alkalisierung der Methanol-Wasserphase, anschlie- 
ßend völliges Eindampfen bis zur Trockne. 

Verwendung des trockenen Rückstandes ohne wei- 
tere Behandlung für die Prüfung der biologischen 
Abbaubarkeit nach erfolgter Bestimmung des Ge- 
haltes an MBAS. 

2.2.2. Analysengang 

In einem 2-Liter-ErlenmeYer löst man etwa 100 ml 
Methanol und eine Menge Isopropanol-Extrakt, die 
30 g MBAS enthält, unter leichter Erwärmung. Nach 
Hinzufügung von insgesamt 800 ml Methanol wer- 
den 5 bis 10 Tropfen einer Lösung von Bromphenol- 
blau (zu 0,04 ^/o) zugegeben und der pH-Wert auf 3 
gebracht (Gelbfärbung) durch Zugabe von Salzsäure 
2 N (Bromphenolblau-Lösung: Auflösen von 0,4 g 
Bromphenolblau in 200 ml Äthanol zu 96 Zugabe 
von destilliertem Wasser zwecks Auffüllen des Vo- 
lumens auf 1000 ml). Mit destilliertem Wasser bis 
zu einer Gesamtmenge von 1000 ml auf füllen, unter 
Berücksichtigung der bereits zugegebenen Salzsäure- 
menge. 

Zur Extraktion der Fettsäuren wird diese Lösung in 
ein Dekantiergefäß geeigneter Abmessungen gege- 
ben und einmal mit 300 ml, zwei weitere Male mit 
200 ml N-Hexan geschüttelt. Die Extraktion kann 
auch in mehreren kleinen Dekantiergefäßen erfol- 
gen. Bilden sich trübe Zwischenschichten, so werden 
diese zur unteren Phase der beiden ersten Extrak- 
tionen sowie zur oberen Phase der letzten Extrak- 
tion zugegeben. Bei sehr starkem Seifengehalt wer- 
den, wenn das Volumen des Lösungsmittels nicht zur 
Sicherstellung der Auflösung und der Extraktion 
ausreicht, größere Mengen verwendet. 

Die N-Hexan-Fraktionen werden aufgesammelt und 
mit 200 ml einer Mischung von Methanol und Was- 
ser gewaschen (im Verhältnis 80 zu 20). Die trüben 
Zwischenschichten werden in der N-Hexan-Phase be- 
lassen und verworfen. 

Die Fraktionen Methanol-Wasser werden vereinigt 
und der pH-Wert durch Hinzufügen einer Sodalauge 
1 N auf 9 gebracht, wobei mit Phenolphtalein kon- 
trolliert wird. Die Lösung wird im Warmwasserbad 
bis zur Verdampfung des Methanols eingeengt. Der 
Extrakt wird im Warmwasserbad erneut aufgelöst. 
Die Bestimmung der MBAS dieser Lösung erfolgt mit 
der früher beschriebenen Methode. 
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Anlage II 


Kennzeichen für die biologische Abbaubarkeit 
Eigenschaften und graphische Ausführung des Kennzeichens 


Das nachstehend abgebildete Erkennungszeichen 
besteht aus einem Kreis, der vier Linien umschließt, 
die jeweils aus drei bogenförmigen Abschnitten zu- 
sammengesetzt sind und paarweise zusammen- 
gefaßte parallele Wellen darstellen, wobei die Ent- 
fernung zwischen den beiden Wellengruppen drei- 
mal so groß ist wie der Abstand der Wellenlinien 
selbst. 

Dieses Kennzeichen darf weder mit dem Hinweis 
„biologisch abbaubar" noch mit dessen Übersetzung 
in andere Sprachen versehen werden. 

Das Kennzeichen, das nur einmal auf jeder 
Packung angebracht sein darf, muß mindestens einen 
halben Zentimeter und höchstens einen Zentimeter 
Durchmesser aufweisen. 

Die Anordnung des Kennzeichens sowie seine 
Farbe sind durch keine Sondervorschrift geregelt. 


Die Zeichnung ist zur 
Verdeutlichung der Ein- 
zelheiten der graphi- 
schen Ausführung ver- 
größert wiedergegeben. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die vergleichende Untersuchung der in den Mit- 
gliedstaaten geltenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die biologische Abbaubarkeit der 
Detergentien hat das Bestehen von Unterschieden 
sowohl bei den Überwachungsmodalitäten als auch 
bei den Methoden zur Messung der biologischen Ab- 
baubarkeit und bei der Etikettierung aufgezeigt. 

Derartige Unterschiede verursachen Handelshemm- 
nisse, welche die von der Kommission gemäß Arti- 
kel 100 eingeleiteten Harmonisierungsarbeiten 
rechtfertigen. 

Der Sektor „Detergentien" erscheint im übrigen in 
der dritten Phase des vom Rat am 28. Mai 1969 ge- 
billigten allgemeinen Programms zur Beseitigung 
der technischen Handelshemmnisse, die sich aus Un- 
terschieden zwischen den einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften ergeben. 

2. Als Detergent gilt jedes Erzeugnis, dessen prak- 
tische Zusammensetzung speziell auf das Zusam- 
menwirken von Reinigungsvorgängen abgestellt 
ist und das außer den Hauptbestandteilen (oberflä- 
chenaktive Substanzen) im allgemeinen ergänzende 
Bestandteile (Zusatzstoffe, Stellmittel, Streckmittel 
und andere Nebenbestandteile) enthält. 

Bei vielen Verwendungszwecken sind die Detergen- 
tien an die Stelle der Seife getreten. Seife hat die 
unangenehme Eigenschaft, mit den Kalkionen des 
Wassers eine unlösbare und oft hinderliche Verbin- 
dung einzugehen. Die meisten synthetischen ober- 
flächenaktiven Substanzen weisen diesen Nachteil 
nicht auf. Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß 
zur Seifenherstellung Fettstoffe und alkalische Sub- 
stanzen erforderlich sind, so daß die Entwicklung 
bei der Seife zwangsläufig durch die Entwicklung 
bei diesen beiden Rohstoffen bedingt ist. Daher hat 
man Nebenprodukte anderer Industriezweige, wie 
z. B. Nebenprodukte der Steinkohledestillation, der 
Erdöldestillation usw., verwendet. 

Die oberflächenaktiven Substanzen werden im we- 
sentlichen nach ihrer elektrolytischen Trennung ein- 
geteilt. So unterscheidet man nach der Art der hy- 
drophilen Polargruppe anionaktive, kationaktive, 
nichtionisierende und ampholytische Detergentien. 


II. Ursprung der wasserverunreinigenden 
Detergentien 

Die oberflächenaktiven Substanzen und die minera- 
lischen oder organischen Zusatzstoffe, aus denen 
die Detergentien bestehen und die sich in den Ab- 
wässern wiederfinden, können verschiedenen Ur- 
sprungs sein: 


— In der Indus liie werden detergierende Zusam- 
mensetzungen für Textilien, Leder, Farbstoffe 
und Appreturen, in Großwäschereien usw. sowie 
bei der Herstellung von oberflächenaktiven Sub- 
stanzen und Haushaltsdetergentien verwendet. 

— In der Landwirtschaft werden die in Insektiziden 
und keimtötenden Mitteln enthaltenen Netzmit- 
tel vom Regenwasser fortgespült. 

— In den Siedlungsgebieten werden Detergentien 
ständig im Haushalt verwendet, und für die Stra- 
ßenreinigung werden dem Wasser spannungs- 
aktive Stoffe (0,2 pro mille) beigefügt. 


III. Die Wirkungen der Detergentien 

Das Problem der biologischen Abbaubarkeit der De- 
tergentien ist nur ein Teil des viel umfassenderen 
und sehr akuten Problems der Verunreinigung des 
natürlichen Milieus im allgemeinen und der Wasser- 
verschmutzung im besonderen. 

Die augenfälligsten Erscheinungen dieser Art der 
Verschmutzung sind folgende: 

-- Die Schaumbildung ist eine der Haupteigen- 
schaften der Detergentien. Der Schaum besteht 
aus Filmen, in denen die in den beiden Grenz- 
schichten Luft — Wasser absorbierten oberflächen- 
aktiven Substanzen eine doppelte Schicht bilden 
(zwischen den beiden Schichten befindet sich eine 
Wasserschicht). 

Diese Schaumschichten, die in manchen Fällen 
mehrere Meter hoch sein können und die zuwei- 
len einen sich über mehrere hundert Meter er- 
streckenden Teppich bilden, behindern die Schiff- 
fahrt, und indem sie den Kontakt zwischen Was- 
ser und Luft beschränken, erschweren sie die 
Sauerstoffaufnahme, das heißt, da die Chloro- 
phyllwirkung durch die verringerte Durchsichtig- 
keit und Lichtdurchlässigkeit des Wassers beein- 
trächtigt wird, nimmt die Sauerstoffproduktion 
ab und hört schließlich ganz auf. 

Ferner lösen sich bei Wind die Schaumflocken 
ab, werden weit fortgetrieben, behindern oft den 
Straßenverkehr in der Umgebung (Ablagerung 
auf den Windschutzscheiben der Kraftfahrzeuge, 
Straßenglätte usw.) und beschädigen Anbau- 
pflanzen und natürliche Vegetation. Schließlich 
bieten die auf dem Wasser treibenden Schaum- 
pakete einen unästhetischen Anblick und sind 
dem Fremdenverkehr abträglich. 

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Gesund- 
heit der Bevölkerung muß auch die indirekte 
mikrobiologische Gefahr aus der möglichen Mit- 
führung von Bakterien und Viren im Schaum ins 
Auge gefaßt werden. 
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— Die Mikroorganismen in bereits durch andere 
Verunreinigungen geschwächten Flüssen können 
nur schwer oberflächenaktive Substanzen mit 
verzweigten Ketten, die sich schädigend auf die 
biologischen Vorgänge in Gewässern auswirken, 
angreifen und zerstören. 

— In der Landwirtschaft können die nicht-abbau- 
baren oberflächenaktiven Substanzen in den Be- 
rieselungswassern einerseits die Wirkung der 
Insektizide und Pestizide beeinträchtigen, indem 
sie sie auflösen und an Orte tragen, wo sie sich 
schädlich auswirken und andererseits die Mikro- 
benflora des Bodens stören und das Wachstum 
der Kulturpflanzen beeinträchtigen. 

Ferner können die nicht-abbaubaren oberflächen- 
aktiven Substanzen das Vieh schädigen, das die 
Detergentien mit dem Futter und dem Wasser 
aufnimmt. 

— Die mangelnde Zersetzung der Detergentien- 
moleküle führt zu einer größeren Durchlässigkeit 
der Flußbetten, wodurch Erosionserscheinungen 
begünstigt werden. 

Indem die Detergentien die Durchlässigkeit des 
Bodens verändern, können sie auch das Eindrin- 
gen anderer verunreinigender Substanzen be- 
günstigen. 

Auf jeden Fall ist durch das Vorhandensein von 
Detergentien in Wässern, die in den Boden ein- 
sickern, die Gefahr der Verunreinigung von 
Quellen und Brunnen gegeben. 

— Ferner ist zu bemerken, daß sich die syntheti- 
schen Detergentien nachteilig auf die verschiede- 
nen Phasen der Reinigungsprozesse bei Abwäs- 
sern auswirken und die Abwässerkläranlagen 
beschädigen. 

Aus diesen Gründen hat die Industrie im Einverneh- 
men mit den Behörden in letzter Zeit ihr Augenmerk 
^uf die Herstellung von Detergentien mit biologisch 
abbaubaren oberflächenaktiven Substanzen gerich- 
tet, das heißt solchen, die bei der herkömmlichen 
biologischen Reinigung der Abwässer zum größten 
Teil beseitigt werden. 

In zahlreichen Ländern haben die Behörden Maß- 
nahmen ergriffen oder werden solche Maßnahmen 
ergreifen, um die Verwendung „harter" Detergen- 
tien einzuschränken. 

Im allgemeinen bestanden diese Maßnahmen im Ab- 
schluß von Vereinbarungen zwischen den Verwal- 
tungsbehörden und den Detergentienherstellern. 
Einige Länder streben jedoch regelrechte Verwal- 
tungsvorschriften oder eine Gesetzgebung an, durch 
die die Herstellung, die Einfuhr und die Verwen- 
dung von Detergentien mit unzureichender biologi- 
scher Abbaubarkeit verboten werden. 


IV. Stand der Gesetzgebung 

In gesetzgeberischer Hinsicht ist die Bundesrepublik 
Deutschland der erste Mitgliedstaat der Gemein- 
schaft, der Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 


biologischen Abbaubarkeit der Detergentien erlas- 
sen hat. 

In einem Gesetz vom 5. September 1961 ist grund- 
sätzlich festgelegt worden, daß oberflächenaktive 
Substanzen ein Höchstmaß an biologischer Abbau- 
barkeit aufweisen müssen. Nach diesem Gesetz ist 
es Herstellern und Importeuren verboten, Erzeug- 
nisse auf den Markt zu bringen, welche oberflächen- 
aktive Substanzen enthalten, deren biologische Ab- 
baubarkeit nicht den Anforderungen einer Verord- 
nung entspricht, die bis zum 30. Juni 1962 Vor- 
schriften auf dem Gebiet der biologischen Abbau- 
barkeit sowie entsprechende Meßmethoden festset- 
zen sollte. Diese Vorschriften müssen dem Stand der 
Wissenschaft und der Technik auf dem Gebiet der 
Detergentienherstellung und dem Wirkungsgrad der 
Kläranlagen Rechnung tragen. 

Diese Maßnahmen gelten nicht für exportierte oder 
im Transitverfahren befindliche Detergentien. 

Dieses Gesetz sieht bei vorsätzlichen Verstößen ge- 
gen das Geschäftsgeheimnis, bei ungerechtfertigter 
Bereicherung oder bei Aktionen, aus denen einer 
dritten Person ein Nachteil erwächst, Geld- und 
Ordnungsstrafen oder eine dieser beiden Strafen 
vor. Dagegen wird die Vermarktung von nicht 
den Vorschriften entsprechenden Detergentien durch 
den Hersteller oder den Importeur nur mit Ord- 
nungstrafen geahndet. 

Am 1. Dezember 1962 hat die Bundesrepublik 
eine Verordnung über die biologische Abbaubar- 
keit von Detergentien zu Artikel 2 Absatz 1 des 
Gesetzes vom 5. September 1961 erlassen. 

Diese Verordnung legte zwar die tragbare biolo- 
gische Abbaubarkeit, nämlich 80 Vo, fest, und be- 
stimmte die entsprechenden Uberwachungs- und 
Analysemethoden, betraf jedoch faktisch nur die 
anionaktiven Detergentien. 

überdies trat diese Verordnung erst am 1. Oktober 
1964 in Kraft, d. h. es war eine Übergangs- oder 
Anpassungszeit von etwas über 2 Jahren vorge- 
sehen, die es sicherlich der Industrie ermöglichen 
sollte, die erforderlichen Umstellungen vorzuneh- 
men und die vorhandenen Lagerbestände abzu- 
bauen. 

Frankreich ist ebenfalls auf diesem Sektor tätig ge- 
worden und hat am 25. September 1970 ein Dekret 
erlassen, das die Ableitung bestimmter Erzeugnisse 
in Oberflächengewässer, unterirdische Gewässer und 
in das Meer innerhalb der Landesgrenzen verbietet 
und Bestimmungen über die Feilhaltung und den 
Vertrieb dieser Detergentien in Wasch- und Reini- 
gungsmitteln enthält. Danach sind der Vertrieb und 
das Inverkehrbringen von vier Kategorien von De- 
tergentien (anionische, kationische, ampholytische 
und nichtionische) verboten, wenn ihre biologische 
Abbaubarkeit 80 nicht erreicht. 

Allerdings sind in diesem Dekret keine Meßverfah- 
ren für die biologische Abbaubarkeit aller dieser 
Detergentien vorgesehen, die jedoch später in 
Durchführungserlassen festgesetzt werden sollen. 
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Schließlich sind in Artikel 5 dieses Dekrets auch 
Verfahren zur Feststellung von Verstößen vorge- 
sehen, wobei auf das Gesetz vom 16. Dezember 
1964 verwiesen wird. 

Ferner sind am 5. Januar 1971 im Journal Officiel 
der Französischen Republik zwei Erlasse zur An- 
wendung des Dekrets vom 25. September 1970, das 
am 1. Oktober 1971 in Kraft treten wird, veröffent- 
lich worden. 

In diesen Erlassen sind die Modalitäten für die Mes- 
sung der biologischen Abbaubarkeit anionaktiver 
Detergentien und die Liste der zur Durchführung der 
Messungen der biologischen Abbaubarkeit dieser 
Detergentien zugelassenen Laboratorien enthalten. 

In Italien ist das Gesetz über die biologische Ab- 
baubarkeit synthetischer Detergentien im Amtsblatt 
vom 3. April 1971 veröffentlicht worden. Dieses Ge- 
setz tritt erst 6 Monate nach diesem Zeitpunkt in 
Kraft. Es wird eine Frist von 6 Monaten, gerech- 
net von diesem Zeitpunkt für den Absatz synthe- 
tischer Detergentien gewährt, die den Anforderxin- 
gen dieses Dekrets nicht entsprechen. 

Nach diesem Gesetz müssen synthetische Deter- 
gentien mindestens zu 80 Vo abbaubar sein und dür- 
fen weder für Menschen noch für Tiere schädlich 
sein. 

Außerdem untersagt dieses Gesetz die Herstellung, 
den Besitz, den Verkauf, die Einfuhr und die Ver- 
wendung von Erzeugnissen, die nicht die vorge- 
schriebenen Merkmale aufweisen, und legt die bei 
Zuwiderhandlungen zu verhängenden Strafen fest. 

Hinsichtlich der Überwachung (Probenahme, Prü- 
fung und Analyse der Proben, zugelassene Labora- 
torien) und der mit der Durchführung dieser Über- 
wachung beauftragten Gesundheitsbehörden (Ge- 
nehmigung, Inspektionen, Probenahmen, Verfügun- 
gen zur zeitweiligen oder endgültigen Schließung 
von Unternehmen und Anstalten) sowie hinsichtlich 
der bei Zuwiderhandlungen zu verhängenden Stra- 
fen wird auf das Gesetz Nr. 283 vom 30. April 1962, 
das bereits in Kraft ist, und auf die späteren Ände- 
rungen verwiesen. 

Hinsichtlich der Etikettierung ist das italienische Ge- 
setz genauer als die anderen einschlägigen Vor- 
schriften, 

Auf den Verpackungen der unter das Gesetz fal- 
lenden Erzeugnisse müssen außer allen zur Identi- 
fizierung der Herstellerfirma notwendigen Angaben 
der Grad der biologischen Abbaubarkeit, die Ge- 
brauchsanweisung und die Nettomenge des Erzeug- 
nisses aufgeführt sein. 

Erzeugnisse, die den Erfordernissen hinsichtlich der 
biologischen Abbaubarkeit nicht entsprechen oder 
die, obwohl sie diese Merkmale aufweisen, gesund- 
heitsschädlich sind, unterliegen der Beschlagnahme 
auf Veranlassung des für die Provinz zuständigen 
Arztes, der auch mit vorheriger Genehmigung der 
Gerichtsbehörde die Vernichtung dieser Erzeugnisse 
anordnet. 


Artikel 6 sieht die Verkündung des Anwendungs- 
dekrets innerhalb von 6 Monaten nach Veröffent- 
lichung des Gesetzes im Amtsblatt vor und legt die 
Strafen fest, die bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen des genannten Dekrets zu verhängen 
sind. 

In dem Dekret sind die für die Herstellung synthe- 
tischer Detergentien zugelassenen Kategorien und 
Arten von oberflächenaktiven Substanzen vorzu- 
sehen, die nach dem derzeitigen Stand des Wissens 
hinsichtlich der biologischen Abbaubarkeit und der 
Nichttoxizität der Detergentien selbst als optimal 
betrachtet werden. 

Ferner soll die Verordnung eine Liste der zur Über- 
wachung der biologischen Abbaubarkeit befugten 
Laboratorien enthalten und die Meßmethode fest- 
legen. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß auf EWG- 
Ebene vereinbart worden ist, in den für den Konsum 
im belgischen, im luxemburgischen und im nieder- 
ländischen Hoheitsbereich bestimmten Detergentien 
kein Tetrapropylenbenzol-Sulfonat zu verwenden. 
Es handelt sich jedoch hierbei nur um eine private 
Vereinbarung zwischen den Industrien der drei Mit- 
gliedstaaten, die bisher noch in keinen Gesetzestext 
übernommen worden ist. 

Die Vereinbarung kann durch eine der Parteien un- 
ter den vier folgenden Bedingungen gekündigt wer- 
den: 

1. Für das Tetrapropylenbenzol-Sulfonat kann kein 
ständiger Ersatz beschafft werden. 

2. Die Verkaufspreise müssen an die Gestehungs- 
kosten der erforderlichen industriellen Umstel- 
lung angepaßt werden. 

3. Die industrielle Umstellung kann im vorgeschrie- 
benen Zeitraum, d. h. bis zum 1. Juli 1968 durch- 
geführt werden. 

4. Es wird eine Kontrollmethode eingeführt. 

Auch auf internationaler Ebene ist das Problem kei- 
neswegs unbeachtet geblieben. Im Gegenteil, inner- 
halb verschiedener internationaler Organisationen 
(Wirtschaftskommission für Europa [Vereinte Na- 
tionen], Europarat, OECD) sind zahlreiche Arbeiten 
— meist in dem weiter gesteckten Rahmen der Be- 
kämpfung der Wasserverschmutzung — in Angriff 
genommen worden. 

1. So wurde auf Initiative von neun Ländern, näm- 
lich: Belgien, Deutschland, Dänemark, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Schweiz und Groß- 
britannien, am 16. September 1968 im Europarat ein 
„Europäisches Abkommen zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter Detergentien in Wasch- 
und Reinigungsmitteln" abgeschlossen. 

Zweck dieses Abkommens ist die Sicherstellung 
eines wirksamen Schutzes der Wasserversorgung 
der Bevölkerung, der Industrie, der Landwirtschaft 
und anderer Berufszweige sowie ein allgemeines 
Verwendungsverbot bestimmter Detergentien so- 
wohl in den Haushalten als auch in der Industrie. 
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Das Abkommen betrifft alle synthetischen Detergen- 
tien und stellt den Grundsatz einer biologischen Ab- 
baubarkeit von mindestens 80 Vo auf. 

Jedoch müssen die Regierungen der genannten Län- 
der auf der Grundlage dieses Abkommens, gegebe- 
nenfalls auch auf dem Rechtswege, die erforder- 
lichen Maßnahmen treffen, damit synthetische Deter- 
gentien, die nicht zu 80 Vo abbaubar sind, in ihrem 
Land nicht auf den Markt gebracht werden. 

Ferner haben sie die erforderlichen Meß- und Prüf- 
verfahren einzuführen, jedoch ist darauf hinzuwei- 
sen, daß das Abkommen keinerlei Referenzmethode 
empfiehlt. 

Das Abkommen ist nach Unterzeichnung durch Bel- 
gien, Frankreich, Niederlande, Deutschland und 
Großbritannien in Kraft getreten; es steht jedoch 
anderen Ländern zur Unterzeichnung offen. 

Andererseits besteht die Möglichkeit, auf Antrag 
einer der vertragschließenden Parteien mindestens 
alle fünf Jahre eine Überarbeitung des Abkommens 
vorzunehmen. 

2. Ferner wurden — ebenfalls im Rahmen der 
OECD — umfangreiche Arbeiten durch Einschaltung 
einer Forschungsgruppe für die Wasseraufbereitung 
durchgeführt, wobei besonders die Probleme der 
Ermittlung des Grades der biologischen Abbaubar- 
keit von Detergentien behandelt worden ist. 

Es hat sich nämlich gezeigt, daß die Ergebnisse der 
genannten Methoden, die auf biologischen Prozes- 
sen beruhen, je nach den Versuchsbedingungen und 
den Umwelteinflüssen stark voneinander abweichen 
können. Dies ist einer der Gründe, weshalb die 
OECD bestrebt war, nach einer gemeinsamen 
Analysenmethode zu suchen, die von allen Mitglied- 
staaten zur Bestimmung der biologischen Abbau- 
barkeit von anionaktiven Detergentien akzeptiert 
werden kann. Ihre Arbeiten haben zur Entwicklung 
einer Methode geführt, die 2 Tests umfaßt, welche 
sowohl im Prinzip als auch hinsichtlich der Ergeb- 
nisse ziemlich stark voneinander ab weichen. Der 
erste Test, der verhältnismäßig einfach und an vie- 
len Produkten schnell durchführbar ist, führt die 
Bezeichnung „Sortiertest" (test de triage). Die mit 
diesem Test erhaltenen Ergebnisse bezüglich des 
Mindestgrades an biologischer Abbaubarkeit kön- 
nen auch durch einen zweiten Test gewonnen wer- 
den, der die Bezeichnung „Bestätigungstest" (test de 
confirmation) führt. 

Allerdings ist der Sortiertest nicht für alle Produkte 
brauchbar, besonders nicht für solche, bei denen ein 
mehr oder weniger langer besonderer Abbauprozeß 
erforderlich ist. Jedoch gestatten es die mit dem Test 
gewonnenen Ergebnisse nicht, ein Produkt ohne 
weiteres zu verwerfen. Bevor eine solche Entschei- 
dung getroffen wird, muß noch der zweite Test 
durchgeführt werden, der langwieriger und kompli- 
zierter ist und als Referenztest angesehen werden 
muß, welcher allein die Feststellung zuläßt, ob ein 
Produkt den Mindestgrad an biologischer Abbaubar- 
keit von 80 Vo nicht erreicht und deshalb verworfen 
werden muß. 


V. Bestimmung der biologischen Abbaubarkeit der 
Detergentien 

1. Allgemeine Überlegungen 

Unter biologischer Abbaubarkeit versteht man die 
Zersetzung einer organischen Verbindung, insbeson- 
dere eines synthetischen anionaktiven Tensids, 
durch Mikroorganismen. 

Biologisch nicht abbaubare Detergentien sind Alkyl- 
benzolsulfonate, deren Moleküle verzweigte Ketten 
bilden, in denen die Wasserstoffatome nicht gleich- 
mäßig verteilt sind. Wegen dieser besonderen Struk- 
tur können die im Wasser und im Boden vorhande- 
nen Mikroorganismen die Moleküle nicht angreifen 
und auf dem Wege über einen besonderen biolo- 
gischen Vorgang umsetzen und zerstören. 

Die biologisch abbaubaren Detergentien sind an- 
derer Art; die am weitesten verbreiteten — die 
Alkylbenzolsulfonate mit geraden Ketten — unter- 
scheiden sich von den vorgenannten lediglich durch 
ihren chemischen Aufbau; die Atome sind gleich- 
mäßig verteilt, und die Mikroorganismen können 
das Molekül angreifen und es schließlich in seine 
Haupbestandteile zersetzen. 

2. Methoden zur Messung der biologischen Abbau- 
barkeit synthetischer anionaktiver Detergentien 

Auf Gemeinschaftsebende sind drei Methoden zur 
Messung der biologischen Abbaubarkeit in Gesetzes- 
vorschriften übernommen worden, nämlich: 

— die in Frankreich geltende Methode; 

— die in Deutschland geltende Methode; 

— die OECD-Methode. 

Alle diese Methoden sind entwickelt worden, um 
reine anionaktive Tenside oder Handelsprodukte, 
die solche oberflächenaktiven Stoffe enthalten, zu 
analysieren. Im letzteren Falle ist eine vorherige 
Extraktion des Wirkstoffes vorgesehen. 

Die französische Methode ist eine biologische Me- 
thode, die in zwei Abschnitten durchgeführt wird; 
der erste Abschnitt umfaßt 7 Tage, in denen sich 
die Mikroorganismen an die Detergention gewöhnen. 

Dieser Abschnitt ist in etwa der Selbstreinigung der 
Flüsse vergleichbar. Der zweite Abschnitt beträgt 
3 Tage; in dieser Zeit fügt man das Detergent bei, 
das nun die Vorgänge in einer Belebtschlammanlage 
ZU simulieren versucht. 

Die Methode sieht Gültigkeitskriterien vor, die eine 
Ausschaltung abweichender Ergebnisse ermöglichen, 
denn den Chemikern könnten bei der Bestimmung 
oder beim Anlegen der Bakterienkultur Fehler un- 
terlaufen. 

Bei der deutschen Methode handelt es sich um ein 
an Belebtschlämmen durchgeführtes dynamisches 
Verfahren, das auf der Simulation der in biolo- 
gischen Kläranlagen herrschenden Bedingungen ba- 
siert. 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2398 


Die Laboratoriumseinheit wird laufend mit synthe- 
tischem Abwasser gespeist, dem 20 pro mille Aktiv- 
stoff des zu messenden Detergents beigefügt werden. 

Zu Beginn des Tests wird keine Mikroorganismen- 
kultur beigefügt. Diese Mikroorganismen werden 
mit der während der Arbeiten zugeleiteten Luft hin- 
zugefügt. 

Der Prozentsatz des Detergents wird täglich gemes- 
sen. Zu Beginn ist die Entwicklung von Mikro- 
organismen ZU verfolgen. 

Der Abbau (in Vo) des Detergents wird täglich auf 
der Grundlage des ABS-Gehalts — ausgedrückt in 
mg/1 — des synthetischen Abwassers und des im 
Sammelgefäß angesammelten Wassers berechnet. 
Diese Abbaubarkeit ist das arithmetische Mittel der 
während der 21 Tage nach der Anlaufperiode er- 
zielten Werte. Die ABS-Mengen werden nach der 
Methylenblau-Methode bestimmt. Der im Belebt- 
schlamm des Belüftungsgefäßes enthaltene orga- 
nische Anteil wird jede Woche bestimmt; liegt er 
über 3 g/1, so wird der entsprechende überschüssige 
Belebtschlamm entfernt. 

Husmann hat in einer sehr gründlichen Unter- 
suchung nachgewiesen, daß die nach diesem Ver- 
fahren erzielten Ergebnisse gut m^it den Ergebnissen 
der Kläranlagen übereinstimmen. 

Die OECD-Methode bestöht aus zwei Tests: 

— einem Sortiertest, d. h. einem statischen Test mit 
„offener Flasche" und 

— einem Bestätigungstest, der auf der Simulierung 
der in biologischen Abwässeranlagen herrschen- 
den Bedingungen basiert. 

Die beiden Tests werden auf die anionaktiven Ten- 
side als solche oder auf die in den gebrauchsfertigen 
Detergentien enthaltenen angewandt; im letzteren 
Fall müssen die Aktivstoffe vor der Durchführung 
des Tests extrahiert werden. 

Vorteile und Nachteile der verschiedenen Analysen- 
methoden 

— Die französische Methode weist den Vorteil auf, 
daß nur eine einfache Ausrüstung erforderlich ist 
(Flaschen von 20 1), so daß eine große Anzahl 
von Tests gleichzeitig durchgeführt werden kann. 

Sie erfordert nur 10 Tage und ist somit die zeitspa- 
rendste aller untersuchten Methoden. Auch die An- 
zahl der analytischen Kontrollen ist auf ein Mindest- 
maß reduziert; es sind nur zwei Stichproben am 7. 
und am 10. Tag nach der Bebrütung durchzuführen. 

Gegenüber dem „Sortiertest" hat dieiser Test den 
Vorteil, daß während der gesamten Zeit der Be- 
brütung eine ständige Belüftung erfolgt und daß 
eine bestimmte Bakterienpopulation des Inokulums 
(10® — 10”^ Mikrogramm/mm®) definiert wird, wenn 
auch immer ein Zweifel hinsichtlich der Natur der 
Mikroorganismen bestehen bleibt. 

Ein Nachteil könnte darin bestehen, daß es sich wie 
beim Sortiertest nicht um eine Absolutmethode han- 
delt und infolgedessen eine Referenzlösung herge- 
stellt werden muß, um die Zuverlässigkeit der Er- 
gebnisse beurteilen zu können. 


Da die französische Methode verhältnismäßig neu 
ist und eine neuere und vollständige Dokumentation 
nicht vorhanden ist — über die Laboratoriumsver- 
suche wurde bisher noch kein Gesamtbericht ver- 
öffentlicht — , ist es schwierig, ein Urteil über den 
Vergleich mit dem „Simulierungstest" abzugeben. 

— Der deutsche Simulierungstest erfordert eine sehr 
komplexe Anlage und eine genaue Voreinstel- 
lung. 

Die deutsche Methode erfordert mindestens 21 Tage, 
und es kann je Anlage nur eine Bestimmung durch- 
geführt werden. 

Die Anzahl der analytischen Kontrollen beim Be- 
trieb der Anlage und bei der täglichen Überprüfung 
der Proben ist ziemlich hoch. 

Die Verwendung von Trinkwasser für die Herstel- 
lung synthetischer Abwässer könnte, je nach der Art 
des zur Verfügung stehenden Trinkwassers, wenn 
die Zusammensetzung dieses Wassers nicht spezi- 
fiziert wird, zu unterschiedlichen Versuchsbedingun- 
gen bei den verschiedenen Laboratorien führen, die 
diesen Test anwenden. 

Ferner ist auf das Fehlen einer thermostatischen Re- 
gelung der Gesamtapparatur hinzuweisen, bei der 
eine Mindesttemperatur von 18"^ und eine Höchst- 
temperatur von 30^^ C zugelassen wird. 

Der Hauptvorteil dieser Methode liegt, wie bereits 
gesagt, darin, daß sie wegen ihrer direkten Wechsel- 
beziehung mit der praktischen Aufbereitung von Ge- 
brauchtwasser als Referenzmethode angesehen wer- 
den kann. 

Dagegen bietet der Sortiertest (OECD) den Vorteil 
einer einfacheren Apparatur (2-Liter-Erlenmeyer mit 
Temperaturregelung), so daß man eine größere An- 
zahl Tests gleichzeitig durchführen kann. Das Ver- 
fahren benötigt, je nach Art der verwendeten Pro- 
ben, mindestens 12 und höchstens 19 Tage. 

Die Zahl der durchzuführenden Kontrollanalysen ist 
geringer als bei der deutschen Methode,- es sind 
maximal 7 bis 8 Stichproben erforderlich. 

Der Nachteil der Methode liegt in der Notwendig- 
keit einer anfänglichen Kontrolle der Wirksamkeit 
des Inokolums, in der Notwendigkeit einer stän- 
digen Kontrolle der Vergleichslösung, von der das 
Ergebnis der unbekannten Probe abhängt, sowie in 
der Unsicherheit besonders derjenigen Resultate, 
die bei schlecht abbaubaren anionaktiven Tensiden 
erzielt werden. 

Der OECD-Bestätigungstest ist nach Ansicht der 
Sachverständigengruppe der OECD in seinen gro- 
ßen Zügen weitgehend mit der deutschen Methode 
vergleichbar. 

Innerhalb der OECD hat die Forschungsgruppe für 
Wasseraufbereitung eine erste Gegenüberstellung 
der nach den einzelnen Analysemethoden an sechs 
Proben — darunter zwei AlS-Proben — erzielten 
Ergebnisse vorgenommen. Die Ergebnisse dieser 
Versuche sind in Tabelle I aufgeführt. 

— Hinsichtlich Dobane 055 hat die französische De- 
legation bei der Ad-hoc-Gruppe „Biologische Ab- 
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baubarkeit der Detergentien" erklärt, daß die 
nach der französischen Methode erzielten Ergeb- 
nisse nahezu die gleichen seien wie bei der deut- 
schen Methode. 

— Bei Marlon A hat man alle Ergebnisse unberück- 
sichtigt gelassen, die nicht innerhalb von 14 Ta- 
gen zur Erzielung eines stationären Zustandes 
geführt haben oder bei denen das TBS einen 
biologischen Abbaugrad über 35 ^/o aufwies. 

Bei den übrigen Erzeugnissen hat man alle Ergeb- 
nisse ausgesondert, die nicht einem biologischen 
Abbaugrad für Marlon A zwischen 90 und 95 ^/o 
entsprechen oder bei denen das TBS einen biolo- 
gischen Abbaugrad über 35 Vo aufweist. 

Wie aus der Tabelle I hervorgeht, ist der Vergleich 
der Analyseergebnisse für Abbaugrade über 80 Vo, 
dem in der Richtlinie festgelegten Wert, zufrieden- 
stellend. 

Die größeren Unterschiede, die man bei den soge- 
nannten „harten" Tensiden (TBS) feststellt, haben 
für die Richtigkeit keine Bedeutung. 

In Anbetracht der bereits dargelegten Lage auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung und aufgrund der Über- 
legungen zu den verschiedenen Analysemethoden 
ist für die Harmonisierung die sogenannte Lösung 
der freien Wahl angenommen worden. 

Diese Lösung der freien Wahl hat zur Folge, daß die 
Mitgliedstaaten ihre eigene Gesetzgebung neben den 
von der Gemeinschaft angeregten Bestimmungen 
beibehalten können. 

Diese Lösung konnte auf dem betreffenden Sektor 
deshalb gewählt werden, weil die mit den verschie- 
denen Analysetechniken erzielten Ergebnisse — mit 
Ausnahme der TBS-Proben — unter Berücksichti- 
gung der Komplexität der Bestimmung hinreichend 
übereinstimmen, so daß in dem Richtlinienvorschlag 
für die erste Analyse die gegenwärtig in den Mit- 


gliedstaaten angewandten Verfahren beibehalten 
werden können. 

Hinsichtlich der Referenzmethode für die anionakti- 
ven Tenside ist man übereingekommen, daß der 
OECD-Bestätigungstest auf Gemeinschaftsebene im 
Rahmen des im Artikel 3 vorgesehenen Verfahrens 
zugelassen werden kann. Nach dem derzeitigen 
Stand des Wissens ist dieser Test der genaueste; er 
ergibt die beste Übereinstimmung mit den prak- 
tischen Ergebnissen, die in einer Kläranlage erzielt 
werden. 


VI. Bemerkungen zum Richtlinienvorschlag 

Anwendungsbereich der Richtlinie 

In Artikel 1 werden die Detergentien als Handels- 
produkte definiert, um jegliche Verwechslung mit 
den Bezeichnungen „spannungsaktiv'' und „ober- 
flächenaktiv", die zuweilen im gleichen Sinne ver- 
wendet werden, zu vermeiden. 

Die Richtlinie betrifft die vier Kategorien von Deter- 
gentien (anionaktive, kationaktive, ampholytische 
und nichtionisierende); sie gilt insbesondere für die 
anioaktiven Detergentien, weil man bis heute nur 
für anionaktive Tenside über Methoden zur Bestim- 
mung der biologischen Abbaubarkeit verfügt. 

Wenn man im übrigen die Aufteilung des Ver- 
brauchs bei diesen vier Kategorien von Detergentien 
untersucht, stellt man fest, daß die anionaktiven 
Tenside den höchsten Prozentsatz ausmachen. Im 
Durchschnitt liegt dieser in den Gemeinschaftslän- 
dern bei etwa 85 ®/o. 

Weitere Richtlinien können folgen, sobald für die 
übrigen Kategorien von Detergentien Methoden zur 
Bestimmung der biologischen Abbaubarkeit entwik- 
kelt sind. 


Tabelle I 


Abbaugrad in ®/o 


Reinigungsmittel 

Sortiertest 

Bestätigungstest 

franz. 

Methode 

(Mittel- 

werte) 

Mittel- 

werte 

Höchst- 

werte 

Mittel- 

werte 

Höchst- 

werte 

Marlon A 

92,4 

87 bis 98 

91,4 

63 bis 99 

93 

TBS 

23,9 

Obis 81 

40,9 

14 bis 89 

26 

Dobane 055 

64,9 

2 bis 96 

92 

80 bis 98 

— 

Dobane JNO 

93,5 

90 bis 99 

92 

78 bis 98 ’ 

94 

AIS Nr. 2, seifenfrei 

91 

84 bis 99 

92,1 

85 bis 98 

— 

AIS Nr. 3, seifenfrei 

90,4 

78 bis 96 

91 

84 bis 98 

— 


Quelle: — Technischer Bericht über die Erprobung der von der OECD vorgeschlagenen Methode, 29. Januar 1971 
— La Rivista Italiana delle sostanze grasse, Band XLVII, Februar 1970 
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Prinzip des freien Verkehrs 

Artikel 2 legt den Grundsatz eines Mindestabbau- 
grades von 80^0 für anionaktive, kationaktive, 
ampholytische und nichtionisierende Detergentien 
fest. Dieser Grundsatz ist vom Europarat im „Euro- 
päischen Abkommen zur Beschränkung der Verwen- 
dung bestimmter Detergentien in Wasch- und Reini- 
gungsmitteln" vom 16. September 1968 bestätigt und 
von einigen Mitgliedstaaten angenommen worden, 
während andere das Verfahren zu seiner Annahme 
eingeleitet haben. 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Vermarktung und die 
Verwendung von Detergentien, die dieser Vorschrift 
entsprechen, weder untersagen noch behindern. 

Bedingungen für die Überprüfung und die Messung 
der biologischen Abbaubarkeit 

Artikel 3 sieht das Verbot der Vermarktung und der 
Verwendung von Detergentien vor, bei denen der 
Abbaugrad der oberflächenaktiven Substanzen von 
80 ^^0 nicht erreicht wird. 

Erläßt ein Mitgliedstaat ein Handelsverbot, so muß 
er den Mitgliedstaat, aus dem das Erzeugnis stammt, 
und die Kommission hiervon unterrichten. 

Es ist ein Verfahren vorgesehen, wonach die Kom- 
mission den Streit gütlich beizulegen sucht und ge- 
gebenenfalls das Gutachten eines der Laboratorien 
einholt, die zur Durchführung der Kontrolle nach 
der Referenzmethode befugt sind. 

Schließlich sieht Absatz 3 ein flexibleres Verfahren 
für Erzeugnisse vor, bei denen die biologische Ab- 
baubarkeit zwischen 75 und 80 ®/n liegt. 

Dieses Verfahren ist wegen der biologischen Natur 
der Methoden zur Bestimmung des Abbaugrades, 
bei denen zahlreiche besondere Faktoren mitspielen, 
gewählt worden. 

Die erzielten Ergebnisse weichen zw'angsläufig bei 
den einzelnen Methoden um 3 bis 4 ^/o voneinan- 
der ab. 

Methoden zur Messung der biologischen Abbau- 
barkeit 

Artikel 4 legt fest, daß zur Messung der biologischen 
Abbaubarkeit anionaktiver Tenside die in Deutsch- 
land, in Frankreich und bei der OECD geltenden 
Methoden angewandt werden, wobei die letztere 
zwei Versuche umfaßt: den Sortiertest und den Be- 
stätigungstest; die anderen Mitgliedstaaten haben 
keine eigenen Methoden. 

Etikettierung 

Artikel 5 schreibt vor, daß die Verpackungen der 
Detergentien folgende Angaben enthalten müssen: 
Benennung des Erzeugnisses, Name bzw. Firmen- 
bezeichnung oder Schutzmarke dessen, der für die 
Vermarktung verantwortlich ist, sowie die Angabe, 


daß das Detergent den Bestimmungen der Richtlinie 
entspricht. Um die Etikettierungsarbeit zu erleich- 
tern, kann diese Angabe mittels eines Symbols er- 
folgen. 

Bestimmungen über die Bekanntgabe der befugten 
Laboratorien in den Milglledstaaten 

Artikel 6 sieht die Bekanntgabe der Laboratorien 
vor, die zur Durchführung der Kontrolle der biolo- 
gischen Abbaubarkeit nach der in Anlage I aufge- 
führten Referenzmethode befugt sind. 

Es steht den Mitgliedstaaten frei, irgendein belie- 
biges Laboratorium zu benennen. Jedoch haben 
einige Delegationen im Rahmen der Ad-hoc-Gruppe 
„Biologische Abbaubarkeit" den Wunsch geäußert, 
daß zu diesen Laboratorien auch das Laboratorium 
der GFS in Ispra gehören möge. 

Verfahren zur Anpassung an den technischen Fort- 
schritt 

Artikel 7 und 8 sehen die Einsetzung und die Tätig- 
keit eines Ausschusses vor, der dem technischen 
Fortschritt Rechnung trägt; dies bedingt die rasche 
Festlegung der Methoden zur Messung der biolo- 
gischen Abbaubarkeit sowie der im Anhang I vor- 
gesehenen Referenzmethode. 

Inkraftsetzen und Frist für die Anwendung 

Artikel 9 sieht eine Frist von sechs Monaten für die 
Inkraftsetzung der Richtlinie, gerechnet vom Zeit- 
punkt ihrer Bekanntgabe, vor, um den Mitglied- 
staaten und den Beteiligten die entsprechenden An- 
passungen zu ermöglichen. 


VII. Anhörung der beteiligten Fachkreise 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie hat die Kom- 
mission von den Bemerkungen der Vertreter der 
Studiengruppe „Gemeinsamer Markt" der Inter- 
nationalen Vereinigung der Wartungsmittelherstel- 
ler-Verbände, des Ständigen EWG-Ausschusses 
der Seifen- und Waschmittelindustrie und des Inter- 
nationalen Sekretariats der Verbände der chemi- 
schen Industrien der Länder der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft Kenntnis genommen. 


VIII. Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Gremien erscheint 
gemäß Artikel 100 Absatz 2 erforderlich. 

Die Anwendung der in der Richtlinie enthaltenen 
Bestimmungen erfordert nämlich in einigen Mit- 
gliedstaaten eine Änderung der Rechtsvorschriften. 
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